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Mehr Nachhaltigkeit in Landes- und Regionalplänen 
 
 

1. Zielsetzungen und Ausgangspunkte 
 
Dem IIK geht es bei diesem Positionspapier vorrangig darum, die Verantwortlichen in der 
Planungspraxis 
 
� für die planerischen Facetten des Themas „Nachhaltigkeit“ im Sinne von nachhaltiger 

Raumentwicklung zu sensibilisieren, 
� ihnen den Umgang mit dem Thema bei ihrer Arbeit zu erleichtern und 
� ihnen durch beispielhafte Hinweise auf die Behandlung des Themas in Teilräumen 

Deutschlands Anregungen für die eigene Arbeit zu vermitteln und insbesondere auch 
Orientierungen für die Umsetzung der Thematik zu geben. 

 
Ausgangspunkte der Überlegungen des Informations- und Initiativkreises (IIK) 
Regionalplanung der ARL sind der Stand der Forschung und der Praxis zur Leitvorstellung 
der nachhaltigen Raumentwicklung und ihrer Umsetzung in die Landes- und 
Regionalplanung. 
 
Das komplexe Thema Nachhaltigkeit wird nur in ausgewählten Teilen diskutiert. Der IIK hat 
sich auf landes- und regionalplanerische Schlüsselbereiche konzentriert. 
 
Am Schluss des Positionspapiers wird in tabellarischer Form für ausgewählte 
Schlüsselbereiche und anhand aktueller Regionalpläne dargestellt, wie die Prinzipien 
nachhaltiger Raumentwicklung in die Planungspraxis umgesetzt werden können. 
 
 
 
2.  Operationalisierung von Nachhaltigkeit in der Raumplanung: Stand der 

Diskussionen in Wissenschaft und Praxis 
 
In Wissenschaft und Praxis gibt es immer wieder temporäre Konzentrationen auf bestimmte 
Themenbereiche, die in der Regel durch die Dringlichkeit und Häufigkeit gerade 
anstehender Problemstellungen im Planungsalltag ausgelöst werden. 
 
 
2.1 Raumwissenschaftliche Ansätze 
 
Im Rahmen der breit angelegten Forschungen der ARL zur Nachhaltigkeit hat 1999 der 
Arbeitskreis „Nachhaltigkeitsprinzip in der Regionalplanung - Handreichung zur 
Operationalisierung“ umfangreiche Vorschläge für die Landes- und Regionalplanung 
gemacht. Es wird empfohlen, Schlüsselbereiche in den Mittelpunkt zu stellen, für die es 
politische Vorgaben seitens des Bundes und der Länder in Gestalt von Orientierungswerten 
und Indikatoren gibt und für die die Landes- und Regionalplanung raumplanungsrechtliche 
Kompetenzen haben. 
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Im Auftrag des Umweltbundesamtes (UBA) haben Hübler et al. weitreichende Vorschläge 
zur Weiterentwicklung und Präzisierung des Leitbildes der nachhaltigen Entwicklung in der 
Regionalplanung und regionalen Entwicklungskonzepten ausgearbeitet, die das UBA 2000 
veröffentlicht hat. Es werden Qualitäts- und Handlungsziele sowie Indikatoren zu einer 
ganzen Reihe von Schlüsselbereichen dargestellt. 
 
Auch im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) ist in den letzten Jahren 
intensiv auf diesem Feld gearbeitet worden. So haben sich beispielsweise Blach et al. Ende 
der 1990er Jahre mit Indikatoren für eine nachhaltige Raumentwicklung befasst. 
 
Im Rahmen eines Ad-hoc-Arbeitskreises „Plan-UVP“ der ARL wurden 2003 aus 
raumwissenschaftlicher Sicht Vorschläge zur Umsetzung der SUP-Richtlinie in Recht und 
Praxis der Raumplanung erarbeitet. Die Strategische Umweltprüfung (SUP), auch Plan-UVP 
oder neuerdings Plan-UP genannt, soll nach der SUP-Richtlinie der EU zur Förderung einer 
nachhaltigen Entwicklung beitragen. Mit dem vorsorgenden Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen und der Gesundheit des Menschen wird ein entscheidender Baustein 
des Nachhaltigkeitsprinzips erfüllt, denn nachhaltige Entwicklung mit ihren 
verschiedenen Komponenten ist nur auf der Grundlage einer umweltgerechten Entwicklung 
bzw. einer ökologisch intakten Basis möglich. 
 
In der internationalen Fachdiskussion geht der Trend zurzeit von der auf Umweltbelange 
bezogenen SUP / Plan-UP hin zu einer alle Nachhaltigkeitsaspekte umfassenden 
Nachhaltigkeitsprüfung (sustainable assessment). In die Richtung einer solchen 
umfassenden Prüfung zielt die im Raumordnungsgesetz (ROG) verankerte 
Raumverträglichkeitsprüfung im Raumordnungsverfahren. Sie erfasst im Sinne eines 
ganzheitlichen Prüfungsansatzes alle überörtlich bedeutsamen, raumrelevanten 
Planungsbelange und ist dabei dem Leitbild der nachhaltigen Raumentwicklung 
verpflichtet. 
 
Deutschland hat mit einem bewährten und umfassenden Planungssystem einschließlich 
integrierter Umweltprüfungen auch für zusätzliche bzw. erweiterte Prüfungsinstrumente 
günstige Voraussetzungen. Es ist zu prüfen, ob darüber hinaus verfahrensbezogene und 
insbesondere methodische Hilfen geschaffen werden müssen, um die systematische, 
reflektierte, nachvollziehbare und kooperative Gestaltung des Planungsprozesses unter 
Nachhaltigkeitsgrundsätzen zu gewährleisten bzw. zu unterstützen. Eine zusätzliche 
formale Nachhaltigkeitsprüfung dürfte jedoch entbehrlich sein. 
 
 
2.2 Planungspraktische Ansätze: Inhaltliche und verfahrensmäßige Gesichtspunkte 
 
In der Praxis finden sich in diversen Landes- und Regionalplänen erste Ansätze 
nachhaltiger Raumentwicklung in den Schlüsselbereichen: 
 
� Dezentrale Konzentration 
� Funktionsmischung von Wohnstätten, Arbeitsplätzen und Versorgungseinrichtungen 
� Optimierung von Standortpotenzialen (nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung) 
� Schaffung und Entwicklung großräumiger Freiraumverbundsysteme 
� Flächenhaushaltspolitik (regionales Flächenmanagement, Innen- vor Außenentwicklung, 

Flächenvorsorge, Flächenrecycling, ressourcenschonende Flächennutzung) 
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� Konzentration der Siedlungsentwicklung an den Haltepunkten des schienengebundenen 
ÖPNV (umweltverträgliche Mobilität) 

� Vernetzung und Kooperation für eine effiziente Ressourcennutzung. 
 
 
Schlüsselbereich Flächenhaushaltspolitik 
 
Eine Hauptaufgabe der Raumplanung ist kaum strittig. Wegen der immer knapper 
werdenden Ressource „Nutzbare Fläche“ und begrenzter Mittel für Infrastruktur i.w.S. soll 
sie für eine haushälterische Handlungsweise, insbesondere für eine sinnvolle Zuordnung 
von Raumfunktionen und Raumnutzungen Sorge tragen. Flächenhaushaltspolitik gehört 
insofern zu den Kernaufgaben der Landes- und insbesondere der Regionalplanung. Es liegt 
folglich nahe, diesen Schlüsselbereich für eine nachhaltige Raumentwicklung vorrangig zu 
behandeln, wohl wissend, dass nachhaltige Raumentwicklung auf Landes- und regionaler 
Ebene über Flächenhaushaltspolitik hinausgehen muss. 
 
Die Konzentration auf Flächenhaushaltspolitik hat gute Voraussetzungen, denn es 
existieren bereits qualitative und quantitative Vorgaben - teilweise von hohem 
Konkretisierungsgrad – auf Bundes- und Länderebene sowie in der raumwissenschaftlichen 
Forschung, die operationalisiert sind oder die sich dafür eignen.  
 
Die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung formuliert das Ziel der Verringerung der 
täglichen Neuinanspruchnahme von Siedlungs- und Verkehrsflächen von heute rund 130 
auf 30 ha im Jahr 2020. Im Nationalbericht der Bundesrepublik Deutschland aus dem Jahr 
2001 zur 25. Generalversammlung der Vereinten Nationen wird als Orientierungswert für 
eine Reduzierung des Zuwachses an bebauter Fläche ein Verhältnis von 3 : 1 zwischen 
Innen- und Außenentwicklung vorgegeben. 
 
Die von Hübler et al. unterbreiteten und vom UBA 2000 veröffentlichten 
Operationalisierungsvorschläge zur regionalen Flächenhaushaltspolitik decken sich 
teilweise mit Empfehlungen des o.g. Arbeitskreises der ARL und eignen sich für die 
Umsetzung nachhaltiger Raumentwicklung in regionalen Plänen. 
 
Für die Entwurfsbearbeitung des neuen Regionalplans für die Region Südlicher Oberrhein 
schlägt Hahn vor, zunächst unterschiedliche Orientierungswerte für mindestens drei 
Szenarien für den künftigen Zuwachs an Siedlungsflächen regionsweit auszuwählen, weil 
dadurch die politischen Bewertungen und Entscheidungen transparenter und 
nachvollziehbarer sind: 
 
� Szenario 1: Fortsetzung der bisherigen regionalen Zunahmerate 
� Szenario 2: Reduzierung der Zunahme auf bundesweit 30 ha/Tag regional umgerechnet 
� Szenario 3: Rückführung der zusätzlichen Flächeninanspruchnahme von Freiflächen auf 
 Null 
 
Die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme zu Gunsten der Freiräume ist der klassische 
Ansatz einer nachhaltigen Entwicklung. Ein weitergehender ist die Schaffung nachhaltiger 
Wohn- und Arbeitswelten, auch im Sinne modernen Lebensstandards (Beispiel: 
Nachholbedarf der ostdeutschen Länder). 
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Quantifizierungen 
 
Neben der qualitativen Verankerung der Ziele und Grundsätze zur nachhaltigen Entwicklung 
in Raumordnungsplänen gibt es auch die Möglichkeit, diese unmittelbar quantitativ zu 
verankern. Quantifizierungen sollten sich allerdings auf wenige, leicht erhebbare Aspekte 
konzentrieren. Dies mindert den Aufwand und erhöht die politische Akzeptanz der 
Planungsansätze zur nachhaltigen Entwicklung. Ein Beispiele für eine quantitative 
Verankerung wäre in Anlehnung an die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung aus 
dem Jahr 2002 die Flächeninanspruchnahme (Siedlungs- und Verkehrsfläche in ha). 
 
Die Daten sind darüber hinaus für eine regelmäßige Berichterstattung zur nachhaltigen 
Raumentwicklung zu nutzen. Die Berichterstattung, wie sie ein Arbeitskreis der ARL schon 
Mitte der 1980er Jahre zur Flächenhaushaltspolitik vorgeschlagen hat, ist Bestandteil des 
öffentlichen Diskurses über die Politik der nachhaltigen Raumentwicklung.  
 
 
Erfolgskontrolle  
 
Im Rahmen von Erfolgskontrollen ist zu überprüfen, inwieweit die Schlüsselbereiche 
tatsächlich gezielt umgesetzt und welche Wirkungen hiermit erzielt wurden. Hieraus 
ergeben sich ggf. Rückschlüsse für die Weiterentwicklung der Raumordnungspläne. 
 
Zur Erfolgskontrolle sollten folgende Arbeitsschritte gehören: 
 
� Sachstandsbericht zur Verwirklichung der Schlüsselbereiche, einschließlich der 

Umsetzung der Maßnahmen und Projekte 
� Monitoring anhand von ausgewählten Indikatoren der Nationalen Nachhaltigkeits-

strategie 
� Sachstandsbericht zum Monitoring im Rahmen der SUP/ Plan-UP 
� Auswertung:  

Wo hat sich die Situation verbessert?  
Welche Maßnahmen zur weiteren 
Stärkung sind erforderlich?  
Wo hat sich die Situation verschlechtert? 
Welche Maßnahmen zur Verbesserung sind erforderlich? 
 
 

Innovative Planungsprozesse durch Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Nachhaltige Raumentwicklung erfordert innovative Planungsverfahren. Sie sollen die 
Transparenz der Planung erhöhen, die Belange der Betroffenen berücksichtigen und einen 
offenen Zukunftsdialogprozess gewährleisten, der vergangene Erfahrungen, gegenwärtige 
Interessen und zukünftige Erwartungen und Risiken reflektiert. 
 
Im Rahmen einer nachhaltigen Raumentwicklung kommt der Öffentlichkeitsbeteiligung eine 
besondere Rolle zu. Sie ist bei der zukünftigen Aufstellung von Landes- und Regionalplänen 
rechtlich erforderlich. Dabei sollten folgende Qualitätskriterien Beachtung finden: 
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� Eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung mit Beginn der Entwurfserarbeitung ermöglicht 
eine breitere Informationsgrundlage und erleichtert die Lösung von 
Flächennutzungskonflikten. 

� Kern der formellen Öffentlichkeitsbeteiligung sollte die öffentliche Auslegung des 
Planentwurfs sein. Zur Steigerung der Wahrnehmung und der Effizienz sollten 
ergänzende Formen der Information und Beteiligung eingesetzt werden. 

� Eine kontinuierliche Aufgabe der Planungsträger besteht darin, auf der Grundlage der 
Landes- und Regionalpläne fortlaufend Öffentlichkeitsarbeit für eine nachhaltige 
Raumentwicklung zu betreiben. 

� Mit dem Internet sollten neue Wege der Kommunikation beschritten werden. Wegen 
seiner selektiven Wirkung kann es die traditionellen Beteiligungsformen aber nur 
ergänzen. 

 
 
 
3.  Fragen zur Integration einer nachhaltigen Raumentwicklung in Landes- und 

Regionalplänen 
 

Bei der Erstellung von Landes- und Regionalplänen können Kontrollfragen helfen, eine 
nachhaltig orientierte Raumentwicklung zu verankern. Für die Planungsträger haben die 
Fragen den Charakter einer Checkliste, um zu prüfen, inwieweit die Aspekte der 
Nachhaltigkeit ausreichend berücksichtigt werden: 
 
 
Erstellung von Landes- und Regionalplänen 
 
� Welche Abstimmungsmechanismen zwischen den Bereichen Ökonomie, Ökologie und 

Soziales gibt es? 
� Wie wird die Umsetzung der Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung in den 

Landes- und Regionalplänen veranschaulicht bzw. transparent dargestellt? In welchem 
Verhältnis steht diese Darstellung zum Umweltbericht, der mit der Einführung der SUP / 
Plan-UP bei der Aufstellung von Landes- und Regionalplänen zu erarbeiten und in die 
Beteiligung zu geben ist? 

� Wie ist der Landes- und Regionalplan mit der umsetzungsorientierten Planung und ggf. 
mit Umsetzungsbeispielen verknüpft? 

� Wie werden informelle Planungsansätze (Regionalmanagement, Regionale 
Entwicklungskonzepte, Teilraumgutachten usw.) mit der Leitvorstellung der nachhaltigen 
Raumentwicklung der Raumordnungspläne verknüpft?  

� Wie sieht die Erfolgskontrolle bzw. das Monitoring zur nachhaltigen Raumentwicklung 
aus? 

 
 
Inhalte von Landes- und Regionalplänen 
 
� Lässt der Landes- und Regionalplan eine nachhaltige Raumentwicklung als 

durchgängigen Faden erkennen? In welchen seiner Handlungsfelder bzw. 
Schlüsselbereiche kommt die Leitvorstellung der nachhaltigen Raumentwicklung 
besonders zum Tragen? 

� Durch welche Leitsätze ist eine nachhaltige Raumentwicklung im Landes- und 
Regionalplan charakterisiert? 
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� Ist der Schlüsselbereich Flächenhaushaltspolitik als zentrales Element der 
Nachhaltigkeit verankert? 

� Finden sich neben qualitativen auch quantitative Verankerungen der Nachhaltigkeit, z.B. 
durch die Quantifizierung der Flächeninanspruchnahmen? 

 
 
Weiterführende Fragen 
 
� Welche Möglichkeiten gibt es, eine Verknüpfung zum Monitoring im Rahmen der SUP / 

Plan-UP zu erreichen? Gibt es Ansätze z.B. im Rahmen des Flächenmanagements? 
� Welche Indikatoren wären für ein Gesamt-Monitoring heranzuziehen, bei Beachtung 

eines für die Praxis anwendbaren Maßes? 
� Wer führt das Monitoring durch? Wo liegen die Vor- und Nachteile eines internen bzw. 

externen Monitorings (Evaluation)? 
� In welchem Verhältnis steht das Monitoring zur laufenden Raumbeobachtung? 

(zusätzlich zur laufenden Raumbeobachtung wären auch die Ursachen für 
Fehlentwicklungen mit den jeweiligen Verantwortlichkeiten näher zu kennzeichnen) 

� Wie können die Ergebnisse des Monitorings für die Politikberatung bzw. auch für die 
Öffentlichkeitsarbeit der Raumplanung aufbereitet und genutzt werden? (anstelle 
bisheriger Raumordnungsberichte, deren Bedeutung abnimmt, könnten dann von der 
Landesplanung politisch attraktivere Nachhaltigkeitsberichte herausgegeben werden mit 
Berichtspflicht der Adressaten der Landesentwicklungsprogramme, vor allem in den 
Landesressorts) 

� Ist die Etablierung einer Nachhaltigkeitsprüfung - als Weiterentwicklung der SUP / Plan- 
UP erstrebenswert? Was wäre für eine solche Weiterentwicklung erforderlich? 
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